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VORENTWURF

Gemeinde Kalbach, Ortsteil Veitsteinbach
Bebauungsplan

"Hollweg"

Stand vom 05.06.2026 , Petersberg

M 1:1000

A PLANRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
1. Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
1.1 Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO
Gemäß § 4 Abs. 1 BauNVO dienen Allgemeine Wohngebiete (WA) vorwiegend dem Wohnen.

(1) Zulässig sind entsprechend § 4 Abs. 2 BauNVO:
- Wohngebäude.

(2)    Ausnahmsweise zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO:
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

(3)    Folgende Nutzungen nach § 4 Abs. 2 und 3 BauNVO werden im Plangebiet ausgeschlossen:
- die der Versorgung des Gebietes dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht

störende Handwerksbetriebe,

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,

- Anlagen für Verwaltung,

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und §§ 16-21a BauNVO)

2.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2, Nr. 1 und § 19 BauNVO)
(1) Die Grundflächenzahl (GRZ) wird in der Nutzungsschablone angegeben. Grundsätzlich gilt für das gesamte

Plangebiet eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,35.

2.2 Geschossflächenzahl (§ 16 II Nr. 2 und § 20 BauNVO)
(1) Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird auf 0,9 festgesetzt.

2.3 Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 II Nr. 4 und § 18 BauNVO)
(1) Es ist eine zwei-geschossige Bauweise zulässig. Dachgeschosse, Gauben sowie Staffelgeschosse sind

zulässig.
(2) Ein Kellergeschoss ist unter Berücksichtigung der Hessischen Bauordnung (HBO) zulässig jedoch nicht als

Vollgeschoss.
(3) Abhängig von der Dachform und der realisierten Zahl der Vollgeschosse werden die folgenden Firsthöhen

(FH) bzw. Traufhöhen (TH) der Gebäude als Höchstmaß über die Bezugshöhe festgesetzt.
- Zahl der Vollgeschosse: II

- FH Gebäude als Höchstmaß: 11,50 m

- TH Gebäude als Höchstmaß: 7,50 m

Definition Traufhöhe:
Die Traufhöhe, auch Außenwandhöhe, bezeichnet den Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut. Bei
einem Staffelgeschoss bemisst sich die Traufhöhe ab der oberen Dachhaut des obersten Vollgeschosses.

Definition Firsthöhe:

Die Firsthöhe ist die höchste Dachkante.

(4)   Die Ermittlung der Bezugshöhe bemisst sich an dem Punkt an der Oberkante der angrenzenden
       Erschließungsstraße, der wie folgt zu ermitteln ist: Eine von der Mitte der Straßenfassade ausgehende,
       rechtwinklig zu der Gebäudeflucht gedachte Linie ist mit der zum Gebäude nächstgelegenen Straßenachse
       zum Schnitt zubringen. Der erlangte Schnittpunkt ist der Höhenbezugspunkt für das Gebäude.
(5)   Nebenanlagen dürfen die Hauptgebäude nicht überragen.

3 Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

3.1 Bauweise
(1) Im Allgemeinen Wohngebiet wird eine offene Bauweise (o) festgesetzt.
(2) Im ausgewiesenen Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind Einzelhäuser (E) sowie Doppelhäuser (D) zulässig.

3.2 Überbaubare / nicht überbaubare Grundstücksgrenzen
(1) Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Planteil durch die Festsetzungen von Baugrenzen bestimmt.
(2) Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß wie z.B. Balkone wird gem. § 23 Abs. 2 BauNVO

bis zu einer Tiefe von 1,50 m zugelassen.
(3) Innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanalgen, Stellplätze, Carports und

Garagen zulässig.

4. Nebenanlagen - Stellplätze, Garagen und Einfahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
(1) Vorbereiche von Garagen und Carports sind so anzuordnen, dass ein Abstand zur öffentlichen

Verkehrsfläche (Straße) von mindestens 5,00 m eingehalten wird.
(2) Für die Stellplatznachweise gelten die Festsetzungen der Satzung über die Schaffung von Stellplätzen in der

Gemeinde Kalbach (Stellplatzsatzung) in der jeweils gültigen Fassung.
(3) Zufahrten bzw. Ein- und Ausfahrten zu den Baugrundstücken sind im Planteil gekennzeichnet und von der

Straße „Hollweg“ aus zulässig.

5. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft (§ 9 Abs. 1, Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

5.1 Festsetzungen für Pflanzungen auf privaten Baugrundstücken
(1) Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten.
(2) Innerhalb der ausgewiesen privaten Grünfläche mit der Kennzeichnung (a) ist eine 3 Meter breite 2-reihige

Hecke mit einem Pflanzabstand von 1,5 m in der Reihe und 1,0 m zwischen den Reihen auszuführen. Die
Pflanzungen sind ausschließlich mit einheimischen und standortgerechten Sträuchern anzulegen.

(3) Innerhalb der ausgewiesenen privaten Grünfläche (b) ist der dargestellte Bestandbaum zu schützen und zu
erhalten und bei Abgängigkeit zu ersetzen. Die DIN 18 920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ ist zu beachten. Die Grünfläche ist als artenreiche Blumenwiese
anzulegen und zu entwickeln.
Auf jedem Baugrundstück ist, je 250 m² nicht überbaute Fläche, mindestens 1 Baum zu pflanzen.

(4) Die Pflanzung von Nadelgehölzen (Koniferen) ist nur vereinzelt zulässig und darf 10% der Pflanzungen
innerhalb eines Grundstückes nicht überschreiten.

(5) In Vorgärten sind Stein-, Kies-, Split- und Schottergärten oder-schüttungen von mehr als 1 m² Fläche
unzulässig, soweit sie auf einem (Unkraut-)Vlies, einer Folie oder einer vergleichbaren Untergrundabdichtung
aufgebracht werden und - nicht wie bei einem klassischen Steingarten die Vegetation, sondern das steinerne
Material als hauptsächliches Gestaltungsmittel eingesetzt wird oder soweit sie nicht dem Spritzwasserschutz
am Gebäude dienen. Dem Spritzwasserschutz dienen Hausumrandungen mit einer Breite von bis zu 40 cm
oder entsprechend dem jeweiligen Dachüberstand.

(6) Die Einhaltung der Festsetzungen ist durch einen qualifizierten Freiflächenplan zum Bauantrag
nachzuweisen. Die Pflanzmaßnahmen sind im zeitlichen Zusammenhang mit der Baumaßnahme
durchzuführen, d.h. spätestens in der dem Abschluss der Bauarbeiten folgenden Vegetationsperiode.

5.2 Arten- und Biotopschutz
(1) Gehölzfällungen/-entfernungen dürfen nur außerhalb der Brutzeiten von gehölzbrütenden Vogelarten

(d.h. ausschließlich zwischen dem 01.10. und dem 28.02. eines jeden Jahres) erfolgen.
(2) Die Brut- und Setzzeit der wild lebenden Vogelarten ist während der Frühlingsmonate zu berücksichtigen,

das heißt: Bei Baubeginn zwischen 1. April und 31. August ist der gesamte bisher landwirtschaftlich genutzte
Planungsraum einschließlich vorhandener Feld- und Wegraine sowie die vorhandenen Wiesen in
2-wöchigem Abstand, ab Ende März, regelmäßig umzubrechen oder zu mähen.

(3) An das Baufeld angrenzende Vegetationsflächen (ruderale Säume und Gehölze sowie landwirtschaftliche
Flächen) sind vor mechanischen Schädigungen durch geeignete Biotopschutzmaßnahmen nach
DIN 18920 und R-SBB zu schützen.

(4) Zum Schutz der Lebewesen vor Beleuchtung, gem. § 4 HeNatG und zur Minderung der Umweltbelastung
durch künstliches Licht, ist Außenbeleuchtung auf ein rein funktionelles Maß zu beschränken.

Empfohlen werden ausschließlich vollabgeschirmte Leuchten mit einer Farbtemperatur von
max. 2700 Kelvin (K), besser max. 2200 K, die im installierten Zustand unter der Horizontalen abstrahlen
(0 % Upward Light Ration = gerichtete Strahlung auf die Nutzfläche).

Unzulässig sind rundum strahlende Leuchten wie Kugelleuchten, freistrahlende Röhren,
flächige Fassadenanstrahlungen sowie beleuchtete oder selbstleuchtende Werbeschilder
gem. § 4 i.V.m. § 35 Abs. 1 Satz 1 HeNatG und § 91 HBO.

Zur Vermeidung von Streulicht und Reflektionen sind auf den privaten Flächen die Lichtpunkthöhen niedrig
zu halten (max. 2,50 m) und der Lichtstrom angemessen niedrig zu wählen und auf max. 300 Lumen für die
zu beleuchtende Fläche zu begrenzen. Außerdem soll die Beleuchtungsdauer rein auf die Nutzungszeit
begrenzt sein, z.B. durch Schalter, Zeitschaltuhren oder gut eingestellter Bewegungsmelder.

(5) Die Errichtung großflächiger, vollständig transparenter oder spiegelnder Glaskonstruktionen mit einer
zusammenhängenden Glasfläche von mehr als 20 m² ist zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasfassaden
in der Regel unzulässig (§ 37 Abs. (2) HeNatG). Weiterhin sind bei Neubau und grundlegender Sanierung
bestehender Baukörper großflächige und spiegelnde Fassaden zu vermeiden und dort, wo sie unvermeidbar
sind, so zu gestalten, dass Vogelschlag vermieden wird (§ 37 Abs. (3) HeNatG).

B BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
Auf Ermächtigungsgrundlage von § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 91 Abs. 3 Satz 1 HBO

1. Gebäudegestalt (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO)
1.1 Dachform und Dachneigung

(1) Als Dachform und Dachneigung sind zulässig:

- Sattel- und Walmdächer mit einer Dachneigung von 15° bis 45°

- Flachdächer mit einer Dachneigung von 0°

- Pultdächer mit einer Dachneigung von 7-10°

- versetzte Pultdächer mit einer Dachneigung von 7-30°.

(2) Dachgauben, die eine Länge von höchstens 2/3 der Gesamtlänge des Daches nicht überschreiten, sind
zulässig. Die max. Höhe der senkrechten Gaubenaußenwand über der Dachhaut darf 1/3 der
Dachgesamthöhe, gemessen von der Traufe bis zur Firstebene, nicht überschreiten. Die max. Gesamthöhe
der Gaube darf 1,50 m nicht überschreiten. Der seitliche Abstand von Ortgang bzw. Grat-/Kehllinie muss
mindestens 1,50 m betragen.
Diese Regeln gelten sinngemäß auch für Dacheinschnitte zur Ausbildung von Dachterrassen bzw. Loggien.

1.2  Dachgestaltung

(1) Als Dacheindeckung sind nicht spiegelnde oder reflektierende Materialien in dunklen und roten Farbtönen
(schwarz, braun, anthrazit, dunkelrot) sowie dauerhafte Begrünungen zulässig.

(2) Bei Doppelhäusern sind die einzelnen Häuser mit gleicher Firsthöhe, Dachneigung und Dacheindeckung
einheitlich auszuführen.

(3) Die Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen sind grundsätzlich zulässig. Hierfür darf die max. zulässige
Gebäudehöhe um bis zu 1,0 m überschritten werden.

(4) Flachdächer und flachgeneigte Dächer mit einer Dachneigung bis zu 15 Grad sind extensiv gemäß den
nachstehenden Artenempfehlungen zu begrünen und zu pflegen bzw. zu warten (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB).
Die Vegetationstragschicht muss eine Mächtigkeit von mindestens 10 cm aufweisen. Die Bewässerung soll
ausschließlich mit Niederschlagswasser erfolgen. Aussparungen der Dachbegrünung für notwendige
Dachaufbauten und technische Anlagen wie Heizung-, Reinigungs- und Lüftungsanlagen oder für
Photovoltaikständer sind zulässig. Bei der Anlage von Dachbegrünungen ist regionales Saat- und Pflanzgut
zu verwenden.

1.3 Fassaden

(1) Wandverkleidungen und Außenwandflächen mit glänzenden oder reflektierenden Materialien sind unzulässig.

2. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 4 HBO)

(1) Bezüglich Stellplätze bzw. Garagen gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Kalbach in der aktuell gültigen
Fassung.

(2) Stellplätze sind in wasser- und luftdurchlässigen Materialien (z.B. Drainpflaster, Rasengittersteine oder
Rasenpflaster mit mind. 3 cm Rasenfuge etc.) herzustellen.

3. Grundstücksfreiflächen (§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

(1) Die Grundstücksfreiflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Flächenbefestigungen sind zu
minimieren. Befestigungen der Zufahrten und Stellplätze sollten in offenfugigen bzw. durchlässigen
Materialien (z.B. Rasenfugenpflaster, Schotterdecke) hergestellt werden.

(2) Aufschüttungen bzw. Abgrabungen sind nur bis zu einer Höhe von max. 1,5 m über oder unter natürlicher
Geländeoberkante zulässig. Stützmauern sind bis zu einer max. Höhe von 1,5 m zulässig. Im Bereich der
Abstandsfläche gilt die Hessische Bauordnung (HBO).

4. Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

(1) Es sind Einfriedungen in transparenter Form bis zu einer Höhe von 1,60 m zulässig. Ein
Mindestbodenabstand von 0,15 m ist einzuhalten, Mauer- und Betonsockel sind nur straßenseitig zulässig.

C ALLGEMEINE HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN

1. Wasserwirtschaft / Grundwasser / Niederschlagswasser
Zum Schutz des Grundwassers wird auf die Allgemeine Sorgfaltspflichten im Sinne des
§ 5 Wasserhaushaltgesetz (WHG) verwiesen, welche zu beachten sind.

Der Geltungsbereich befindet sich im festgesetzten Trinkwasserschutzgebiet „WSG TB Eichenried“
in der Schutzzone III.  Die entsprechende Verordnung vom 24.02.2025 (StAnz. Für das Land Hessen Nr. 17
vom 21.04.2025 S.514) ist zu beachten. Die für die jeweiligen Schutzzonen geltenden Verbote und Gebote
sind zwingend einzuhalten.

Aus wasserrechtlicher Sicht hat die ortsnahe Verwertung des anfallenden Niederschlagswassers Vorrang vor
der Einleitung in ein Fließgewässer bzw. Kanalisation. Falls die Untergrundverhältnisse eine gezielte
Versickerung nicht zulassen, ist vor der Einleitung eine Rückhaltung vorzusehen. Die fehlende
Versickerungsfähigkeit des Untergrundes ist nachzuweisen.

Vor einer Einleitung in den Mischwasserkanal ist eine Verwertung, Rückhaltung und/oder Versickerung, auch im
Hinblick auf eine mögliche Einführung der gesplitteten Abwassergebühr, zu prüfen.

2. Denkmalschutz
Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und
Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden. Diese sind nach § 21 HDSchG
unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, Abt. hessenARCHÄOLOGIE, oder der Unteren
Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen sind bis zum Ablauf einer Woche in unverändertem
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 Abs. 3 HDSchG).

3. Altlasten und Bodenschutz
Ergeben sich im Zuge von Bodeneingriffen Hinweise auf schadstoffbedingte schädliche Bodenveränderungen,
ist im Sinne der Mitwirkungspflichten nach § 4 (2) HAltBodSchG die zuständige Bodenschutzbehörde zur
Abstimmung des weiteren Vorgehens hinzuzuziehen.

Bei der Umsetzung der Planung sind die vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz (HMUKLV, 2018) herausgegebenen Merkblätter "Bodenschutz für Bauausführende" und
"Bodenschutz für Häuslebauer" zu beachten.

Im Hinblick auf die ordnungsgemäße Abfallentsorgung für mineralische Abfälle wird auf die Vorgaben der seit
01.08.2023 geltenden Ersatzbaustoffverordnung (EBV) vom 09.07.2021 (BGBl I s. 2598) hingewiesen.
Die EBV enthält u. a. die Anforderungen an die getrennte Sammlung von mineralischen Abfällen aus
technischen Bauwerken sowie die Anforderungen an den Einbau von zulässigen mineralischen Ersatzbaustoffen
in technischen Bauwerken (z. B. Errichtung eines Walles mit Bodenmaterial bzw. Erdaushub) und sonstige
Verpflichtungen (z. B. Anzeigepflichten). Hierzu wird auf die Infoblätter der Regierungspräsidien zur
Ersatzbaustoffverordnung unter folgendem Link:
https://rp-giessen.hessen.de/umwelt/abfall/abfallnews/ersatzbau-stoffverordnung (Abfall -> Abfallnews ->
Ersatzbaustoffe) verwiesen.

Bei der Bauausführung sind die vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz (HMUKLV) herausgegebenen Merkblätter „Bodenschutz für Häuslebauer“ und „Bodenschutz
für Bauausführende“ zu beachten.

Nach § 1 des Bundes-Bodenschutzgesetzes BBodSchG) sind bei Bauvorhaben die Funktionen des Bodens
nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen.

Im Sinne des § 202 BauGB ist der auf den Flurstücken vorhandene humose Oberboden (Mutterboden) in
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.
Erfolgt die Verwertung des Oberbodens durch Auf- oder Einbringen auf oder in eine durchwurzelbare
Bodenschicht, sind die Anforderungen des § 7 i.V.m. § 6 der BBodSchV zu beachten, ansonsten gelten die
Anforderungen der jeweils annehmenden Stellen.
4. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
Bei der Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Pflanzungen sind die Abstände zu den
Nachbargrundstücken nach § 38 und § 39 NachbG HE (Hessisches Nachbarrechtsgesetz) einzuhalten.

VERFAHRENSVERMERKE
1. Aufstellungsbeschluss

Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan der Gemeinde Kalbach, OT Veitsteinbach "Hollweg"
wurde von der Gemeindevertretung am 14.07.2022 gefasst.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich in den "Kalbacher Nachrichten"
sowie im Internet auf der Homepage der Gemeinde Kalbach bekannt gemacht.

2. frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde ortsüblich am __.__.____
in den "Kalbacher Nachrichten" bekannt gemacht.
Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit
vom __.__.____ bis einschl. __.__.____.

3. frühzeitige Beteiligung der Behörden

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
wurde eingeleitet durch ein Schreiben vom __.__.____.
Die Frist zur Abgabe der Stellungnahmen wurde festgelegt auf den __.__.____.

4. Beteiligung der Öffentlichkeit

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich am __.__.____
in den "Kalbacher Nachrichten" bekannt gemacht.
Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit
vom __.__.____bis einschl. __.__.____.

5. Beteiligung der Behörden

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB
 wurde eingeleitet durch ein Schreiben vom __.__.____.

Die Frist zur Abgabe der Stellungnahmen wurde festgelegt auf den __.__.____.

6. Satzungsbeschluss

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB erfolgte durch die Gemeindevertretung am __.__.____.
Die Bekanntmachung erfolgte in den "Kalbacher Nachrichten" am __.__.____.
Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan "Hollweg" der Gemeinde Kalbach
im OT Veitsteinbach in Kraft.

Kalbach, den __.__.____

___________
Bürgermeister
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Anpflanzen: Sträucher

Erhaltung: Bäume
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